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Fachkommission  
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Krisen vorbeugen,  
Perspektiven schaffen,  
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Die unabhängige Fachkommission Fluchtursachen er-
hielt im Juli 2019 von der Bundesregierung den Auftrag, 
die wesentlichen Ursachen von Flucht und irregulärer 
Migration zu identifizieren und Ansätze für eine wirksa-
me Minderung dieser Ursachen zu entwickeln. Mit ihrem 
Bericht legt die Fachkommission der Bundesregierung 
und dem Deutschen Bundestag Empfehlungen für 
Deutschlands künftiges Engagement auf nationaler, eu-
ropäischer und internationaler Ebene vor. Die hier vorlie-
gende Kurzfassung fasst die Ergebnisse der ersten Kapitel 
des Berichts zusammen und schließt mit den 15  zentra-
len Empfehlungen, die in der nächsten Legislaturperiode 
prioritär in Angriff genommen werden sollten.  

Menschen verlassen ihre Heimat 
oft nicht nur aus einem einzigen 
Grund
Krieg, Verfolgung, Not und Perspektivlosigkeit – dies 
sind die bekanntesten Fluchtursachen, die Schutzsu-
chende häufig als Motive für ihre Flucht nennen. Doch 
Menschen verlassen ihre Heimat oft nicht nur aus 
einem einzigen Grund. 

Die folgende Abbildung zeigt die zentralen Treiber von 
Flucht und irregulärer Migration, die meist in kom-
plexer Weise miteinander verwoben sind. Vorwiegend 
direkte Auslöser sind Konflikte und Verfolgung, das 
Versagen von Regierungen und Institutionen sowie 
Armut und Perspektivlosigkeit. Ergänzt oder verstärkt 
werden sie durch vorwiegend indirekte Ursachen wie 
die Auswirkungen des Klimawandels und den de-
mografischen Druck in vielen Entwicklungsländern. 
Zu diesen grundlegenden Ursachen für Flucht und 
irreguläre Migration kommen Faktoren, die die Wahl 
des Weges und des Ziellandes beeinflussen, wie Schleu-
sernetzwerke sowie mangelnde Schutz- und Reinteg-
rationssysteme in Transit- und Herkunftsländern, und 
weitere Wanderungen auslösen können. 

Eine eindeutige Hierarchie der Gründe, aus denen 
Menschen sich dazu gezwungen sehen, ihre Heimat zu 
verlassen, gibt es nicht. Die Kommission lehnt daher 
Ansätze ab, die eine Einzelursache in den Vordergrund 
stellen, und empfiehlt ein Maßnahmenpaket, das die 
Ursachen von Flucht und irregulärer Migration umfas-
send und kohärent angeht. 
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Flucht und Vertreibung haben im 
letzten Jahrzehnt zugenommen

Die seit Jahren steigenden Flüchtlingszahlen verdeut-
lichen, dass die internationale Gemeinschaft mehr 
in die Minderung von Fluchtursachen investieren 
muss. Die Zahl der Flüchtlinge, die unter das Mandat 
des Hochkommissars für Flüchtlinge der Vereinten 
Nationen (UNHCR) fallen oder von Staaten anerkannt 
wurden, hat sich zwischen 2010 und 2019 von 10,5 auf 
20,4 Millionen Menschen nahezu verdoppelt. Dieser 
Anstieg geht vornehmlich auf einige wenige Krisen-
herde zurück (Syrien, Südsudan, Myanmar, Venezue-
la). Dazu kommen lang anhaltende Konflikte wie in 
Afghanistan. Darüber hinaus ist die Zahl der Bin-
nenvertriebenen, die vor Konflikten innerhalb ihres 
Landes Zuflucht suchen, von 2010 bis 2019 von 24,9 
auf 45,7 Millionen Menschen deutlich gestiegen. Hinzu 
kommt eine schwer zu schätzende Zahl an Menschen, 
die aufgrund von Naturkatastrophen ihr Zuhause 
verlassen müssen.

Die große Mehrheit dieser Menschen sucht nicht in  
der Europäischen Union (EU) Schutz, sondern als 
Binnenvertriebene innerhalb des eigenen Landes in 
Nachbarländern. Die Zahl irregulärer Einreisen über  
das Mittelmeer in die EU ist nach dem starken An-
stieg bis 2015 wieder gesunken, nicht zuletzt als Folge 
einer restriktiveren Grenzpolitik und der mit der 
Covid-19-Pandemie einhergehenden Mobilitätsbe-
schränkungen. Vorhersagen darüber, wo sich wann wie 
viele Menschen zur Wanderung entscheiden und wohin 
sie wandern werden, sind mit hohen Unsicherheiten 
verbunden. Es ist jedoch abzusehen, dass die wirtschaft-
lichen und sozialen Folgen der Covid-19-Pandemie die 
strukturellen Treiber von Flucht und irregulärer Migra-
tion weiter verstärken werden.

Die Bundesregierung und der 
Bundestag sollten eng aufeinander 
abgestimmte Maßnahmen in fünf 
Handlungsfeldern ergreifen:

1. Krisen vorbeugen und Konflikte bewältigen: Die 
Bundesregierung sollte ihre politische Strategiefähig-
keit stärken, um Krisen effektiver zu verhindern und 
bestehende Konflikte zu bewältigen. Gewaltkonflikte 
sind eine zentrale Ursache von Flucht und Vertreibung. 
Die Möglichkeiten, einzugreifen, sind jedoch meist 
begrenzt, da Konflikte immer komplexer werden und 
immer mehr Akteure daran beteiligt sind. Beispielhaft 
hierfür sind Syrien und Afghanistan, die beiden Länder, 
aus denen die meisten Flüchtlinge in Deutschland 
stammen. Mit ihren Leitlinien „Krisen verhindern, 
Konflikte bewältigen, Frieden fördern“ hat die Bun-
desregierung 2017 den Rahmen für ihr politisches 
Engagement in diesem Bereich gesetzt. Es bleibt aber 
die zentrale Aufgabe, für einzelne Konflikte klare und 
kohärente Strategien zu formulieren und in einem 
vernetzten Ansatz umzusetzen. 

Konkret sollte die Bundesregierung die vorhandenen 
Analysekapazitäten zusammenführen und ausbauen. 
Ihre Strategieprozesse sollte sie durch einen „Rat für 
Frieden, Sicherheit und Entwicklung“ stärken, der 
unabhängige Institutionen und die Zivilgesellschaft in 
die Erarbeitung von Handlungsoptionen einbezieht. 
Zudem sollte Deutschland seine Rolle in der Umset-
zung ziviler Ansätze der Krisenprävention und Kon-
fliktbearbeitung stärken, indem es seine Kapazitäten 
für Mediation und humanitäre Diplomatie ausbaut. 
Rüstungsexporte und Sicherheitskooperationen soll-
ten genau geprüft werden, damit sie Konflikte nicht 
weiter anheizen oder Menschenrechtsverletzungen 
befördern.

2. Lebensgrundlagen sichern und Entwicklungspers-
pektiven eröffnen: Die Bundesregierung sollte darauf 
hinarbeiten, die Rahmenbedingungen für gesellschaft-
liche Entwicklung und individuelle Perspektiven in 
aktuellen und potenziellen Herkunftsstaaten von 
Flüchtlingen sowie irregulären Migrantinnen und 
Migranten zu verbessern. Sie sollte die staatlichen In-
stitutionen und lokalen Verwaltungen dabei unterstüt-
zen, grundlegende Versorgungsleistungen für alle zu 
gewährleisten, und dabei eine inklusive Stadtentwick-
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lung stärker in den Blick nehmen. Besonderes Augen-
merk sollte auf nachhaltiger Ernährungssicherung, 
auf guten Bildungs- und Gesundheitssystemen sowie 
auf dem Auf- und Ausbau sozialer Sicherungssysteme 
liegen. Die Bundesregierung sollte zudem eine nach-
haltige Wirtschaftsentwicklung und höhere Diver-
sifizierung im Industrie- und Dienstleistungssektor 
fördern und dabei den Fokus auf günstige Investitions-
bedingungen, berufliche Bildung und faire Handelsbe-
ziehungen legen.

Inhalte von Kapitel 3 (Handlungsfelder und -empfehlungen)

Handlungs- 
felderKrisen vorbeugen und  

Konflikte bewältigen
→ Kap. 3.1

Deutsche und europäische 
Flucht- und Migrationspoli-
tik menschlich und kohärent 

gestalten
→ Kap. 3.5

Lebensgrundlagen sichern  
und Entwicklungsperspektiven 

eröffnen
→ Kap. 3.2

Flüchtlinge, Vertriebene 
und Aufnahmeländer  

unterstützen
→ Kap. 3.4

Den Klimawandel  
aufhalten und seine  

Auswirkungen  
solidarisch bewältigen

→ Kap. 3.3

Schlaglicht 
Der Beitrag digitaler Technologien 

Eine ausreichende, mehrjährige, flexible und  
gezielte Finanzierung sicherstellen

→ Kap. 3.6

3. Den Klimawandel aufhalten und seine Auswir-
kungen solidarisch bewältigen: Die Bundesregierung 
sollte den Klima- und Umweltschutz in Deutschland 
und weltweit ambitioniert voranbringen. Der Klima-
wandel verschärft Wassermangel, Wetterextreme und 
Artensterben, gefährdet die landwirtschaftliche Erzeu-
gung und verschlechtert die Lebensgrundlagen vieler 
Menschen. Er kann Nutzungskonflikte verstärken und 
zusammen mit anderen Ursachen zu einem Treiber 
von Flucht, Vertreibung und irregulärer Migration 
werden. Die Industrie- und Schwellenländer stehen bei 

der Klimakrise in besonderer Verantwortung, da sie die 
meisten Treibhausgase emittieren, aber vor allem die 
ärmeren Länder unter den negativen Auswirkungen 
leiden. Die Bundesregierung sollte einen Mechanismus 
entwickeln, um zusätzlich zu den Klimaschutzinvesti-
tionen in Deutschland klimaschutzpolitische Maßnah-
men in Entwicklungs- und Schwellenländern signifi-
kant zu unterstützen (climate matching). Diese sollen 
die Weiterentwicklung und Umsetzung der jeweili-
gen nationalen Klimaschutzziele sowie den Einsatz 
erneuerbarer Energien begünstigen. Darüber hinaus 
sollte Deutschland die am meisten gefährdeten Länder 
zielgerichtet dabei unterstützen, sich an die veränder-
ten klimatischen Bedingungen anzupassen, bereits 
erlittene Schäden und Verluste zu bewältigen sowie 
künftige Klimarisiken abzusichern. Darüber hinaus 
sollte die Bundesregierung sich dafür einsetzen, dass 
die Weltgemeinschaft klimabedingte Vertreibungen 
anerkennt und Betroffene beispielsweise über regiona-
le Schutzabkommen und Klimapässe unterstützt. 
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4. Flüchtlinge, Vertriebene und Aufnahmeländer 
unterstützen: Die Bundesregierung sollte nicht nur 
versuchen, akute Not zu lindern, sondern auch nach 
dauerhaften Lösungen für Menschen suchen, die ihre 
Heimat bereits verlassen mussten. Mögliche Lösungen 
können eine freiwillige Rückkehr sein, eine Integration 
im Aufnahmeland, Resettlement oder eine anderweitig 
gesicherte Aufnahme in Drittländern. Die Bundes-
regierung sollte Aufnahmeländer mit mehrjährigen 
Abkommen unterstützen. Gleichzeitig sollte sie mehr 
Flüchtlinge auf dem geordneten Weg des Resettlements 
aufnehmen und dazu eine Allianz mit gleichgesinn-
ten Staaten bilden. Denn derzeit nehmen nur einige 
wenige Länder den Großteil der weltweiten Flüchtlinge 
auf. Die bisherige Unterstützung der Aufnahmeländer 
durch die internationale Staatengemeinschaft ist trotz 
der Verpflichtungen der Globalen Pakte für Migration 
und Flüchtlinge von 2018 unzureichend. 

Die Bundesregierung sollte zudem der Binnenvertrei-
bung mehr politische Aufmerksamkeit widmen und 
dazu beitragen, ihre Folgen zu mindern. Denn den 
Betroffenen fehlen oft die Rechte ihrer nicht von Ver-
treibung betroffenen Mitbürgerinnen und Mitbürger. 
Nicht zuletzt deshalb sind die Binnenvertriebenen von 
heute oft die Flüchtlinge von morgen. 

5. Deutsche und europäische Flucht- und Migra-
tionspolitik menschlich und kohärent gestalten: Die 
Bundesregierung sollte dringend darauf hinarbeiten, 
ihre Migrations-, Asyl- und Flüchtlingspolitik so zu ge-
stalten, dass Flüchtlinge sowie irreguläre Migrantinnen 
und Migranten menschenwürdig behandelt werden. 
Dies ist nicht nur menschlich geboten, sondern auch 
deshalb, weil Deutschland nur so glaubwürdig die 
Einhaltung internationaler Standards von anderen 
Ländern einfordern kann. Sie sollte stärker als bisher 
darauf hinwirken, dass das Recht an den EU-Außen-
grenzen und auf dem Boden der EU eingehalten wird. 
Die Bundesregierung sollte darüber hinaus legale 
Zuwanderungswege ausbauen, sowohl durch die 
Schaffung sicherer Fluchtwege als auch durch eine 
Ausweitung der Arbeits- und Bildungsmigration. Sie 
muss die Förderung von Rückkehr verstärken, um An-
reize für irreguläre Migration zu reduzieren, und dabei 
insbesondere in die freiwillige Rückkehr und Reinteg-
ration investieren. Dies alles ist nur möglich, wenn die 
Bundesregierung dabei auf faire Partnerschaften mit 
anderen Ländern setzt. 

Um diese fünf Ziele zu erreichen, braucht die Regie-
rung nicht nur politischen Willen, sondern muss auch 
eine ausreichende, mehrjährige, flexible und gezielte 
Finanzierung sicherstellen. Die Fachkommission 
fordert die Bundesregierung auf, ihre finanziellen 
Bemühungen zur Minderung der Ursachen von Flucht 
und irregulärer Migration zu verstärken und beson-
ders betroffene Staaten zu unterstützen. Sie ermutigt 
die Regierung nachdrücklich, die Finanzierungsin-
strumente und -verfahren zusammenzuführen und 
wirksamer zu gestalten. Dabei ist der Fachkommission 
bewusst, dass die Covid-19-Pandemie die öffentlichen 
Haushalte in allen Politikfeldern zusätzlich belastet. Sie 
ist jedoch überzeugt, dass es insgesamt weniger Kosten 
verursacht, die Ursachen von Flucht und irregulärer 
Migration durch Konfliktprävention und Stärkung der 
Resilienz anzugehen, als die Folgen zu bewältigen. 
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Notwendige Weichenstellungen  
in der nächsten Legislaturperiode

Die Ursachen von Flucht, Vertreibung und irregulärer 
Migration mindern und den Menschen, die aus Not 
und Perspektivlosigkeit ihre Heimat verlassen, bei-
stehen – das ist eine dauerhafte Aufgabe für die Welt-
gemeinschaft, die nur in globaler Solidarität bewältigt 
werden kann. 

Die Fachkommission hatte den Auftrag, der Bundesre-
gierung und dem Bundestag Vorschläge zur Minderung 
von Fluchtursachen vorzulegen. Manche Maßnahmen 
können kurz- und mittelfristig Wirkung zeigen. Bei 
anderen ist ein langer Atem nötig. Für alle müssen 
jedoch jetzt die Weichen gestellt werden. Dabei sind 
Bundesregierung und Bundestag auf die Mitwirkung 
der Zivilgesellschaft, der Bundesländer und Kommu-
nen angewiesen. 

Die im Bericht dargestellten Empfehlungen zielen auf 
die internationale Dimension von Flucht und irregulä-
rer Migration. Die Umsetzung der Empfehlungen erfor-
dert eine enge Zusammenarbeit mit der Europäischen 
Union, mit Partnern sowie Herkunfts- und Aufnahme-
ländern weltweit und mit regionalen und internationa-
len Organisationen. 

Die Bundesregierung sollte sich konsequent für eine 
gerechte globale Ordnung einsetzen, um Wohlstands-
gefälle abzubauen und Bleibeperspektiven weltweit zu 
verbessern. Den Rahmen dafür setzen die Ziele für nach-
haltige Entwicklung der Vereinten Nationen (SDGs). 

Aber auch in Deutschland selbst ist konkretes Handeln 
notwendig. Über weitreichende Veränderungen bei uns 
in Deutschland und der Europäischen Union können 
wir dazu beitragen, die Ursachen von Flucht, Vertreibung 
und irregulärer Migration zu reduzieren. Beispiele dafür 
sind ein ambitionierter Klimaschutz, um die Pariser 
Klimaziele zu erreichen, faire Handelsbeziehungen mit 
Entwicklungsländern und im Sinne der Krisenpräventi-
on restriktive Rüstungsexporte.

Die Fachkommission hat in Kapitel 3 zahlreiche 
Empfehlungen formuliert, die in ihrer Gesamtheit 
dazu beitragen können, die Ursachen von Flucht und 
irregulärer Migration zu mindern, Flüchtlinge und 
Binnenvertriebene besser zu schützen sowie Aufnahme-
länder zu unterstützen. Die folgenden 15 Empfehlungen 
sollten vordringlich in die Verhandlungen zur Regie-
rungsbildung im Herbst 2021 einfließen, um schon in 
der nächsten Legislaturperiode umgesetzt zu werden. 
Sie richten sich jeweils an die Bundesregierung und an 
den Bundestag, der den finanziellen und rechtlichen 
Rahmen verantwortet. 
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1
Die Bundesregierung sollte als ressort übergreifendes Entscheidungsgremium einen Rat für Frieden, Sicher-
heit und Entwicklung auf Bundesebene einsetzen, um ihre Strategiefähigkeit und ihren Beitrag zur globalen 
Krisenprävention zu erhöhen und die internationale Zusammenarbeit zur Lösung bestehender Konflikte stär-
ker mitzugestalten. Mit der Anhörung externer Sachverständiger im Rat lassen sich die Expertisen der Wissen-
schaft, der Zivilgesellschaft und unabhängige Positionen abbilden und zugleich Transparenz schaffen. 
Für mehr Informationen → Kapitel 3.1.1

2
Die Bundesregierung sollte leistungsfähige und an den Rechten und Bedürfnissen der Menschen aus-
gerichtete staatliche Institutionen in ihren Partnerländern unterstützen, um die Grundversorgung der 
Menschen sicherzustellen, Investitionsbedingungen zu verbessern und damit neue Arbeits- und Beschäfti-
gungsmöglichkeiten zu fördern. Dies ist die Grundlage für gute Lebensbedingungen und Entwicklungsper-
spektiven. Die Entwicklungszusammenarbeit sollte – mit Nichtregierungsorganisationen und politischen 
Stiftungen  – auf die Stärkung rechtsstaatlicher Institutionen und Teilhabemöglichkeiten besonderen Wert 
legen. Angesichts der Zunahme autoritärer Regierungsführung in vielen Ländern sollte die Zusammen-
arbeit mit der lokalen Zivilgesellschaft ausgebaut werden. Zudem sollte die Kooperation mit regionalen 
Organisationen wie der Afrikanischen Union verstärkt werden. 
Für mehr Informationen → Kapitel 3.2.1 und 3.1.2

3
Die Bundesregierung sollte Frauen konsequent in alle Strategien und Maßnahmen als eigenständige 
Akteurinnen einbinden und ihre Rechte schützen, um die Ursachen von Flucht und irregulärer Migration 
erfolgreich zu reduzieren. Selbstbestimmung, Gleichberechtigung und eine höhere Beteiligung von Frauen 
wirken sich positiv auf Krisenprävention, Friedenssicherung und nachhaltige Entwicklung aus. Dafür brau-
chen Frauen eine gute Gesundheitsversorgung einschließlich Familienplanung, Bildung sowie Arbeits- und 
Beteiligungsmöglichkeiten. Auch für den Schutz vor Diskriminierung und Gewalt sowie für die Rechte der 
Frauen sollte sich Deutschland konsequent einsetzen. Frauen auf der Flucht sind in besonderer Weise auf 
Schutz und Unterstützung angewiesen.
Für mehr Informationen → Kapitel 3.1.2, 3.2 und 3.4

4
Die Bundesregierung sollte den Aufbau von anpassungsfähigen sozialen Sicherungssystemen in den Partner-
ländern der Entwicklungszusammenarbeit und insbesondere in fragilen Kontexten vorantreiben, um dadurch 
Armut nachhaltig zu reduzieren. In einer gemeinsamen Anstrengung mit internationalen Partnern könnten in 
den nächsten fünf Jahren bis zu eine Milliarde Menschen zusätzlich Zugang zu zumindest einer Leistung der 
sozialen Sicherung erhalten. Die Covid-19-Pandemie hat den Bedarf unterstrichen. Die Bundesregierung sollte 
vordringlich den Auf- und Ausbau von Sicherungssystemen in Herkunfts- und Aufnahmeländern von Flücht-
lingen, Vertriebenen sowie irregulären Migrantinnen und Migranten unterstützen.
Für mehr Informationen → Kapitel 3.2.3

5 Die Bundesregierung sollte ihr Engagement für den Ausbau von Basisgesundheitsstrukturen massiv 
verstärken und langfristig anlegen, um zum SDG-Ziel einer nachhaltigen Gesundheitsversorgung für alle 
beizutragen. Auch der Zugang von Flüchtlingen, Vertriebenen, Staatenlosen sowie irregulären Migrantin-
nen und Migranten muss gesichert sein. Die Bedeutung der Gesundheitsversorgung ist nicht zuletzt bei der 
Eindämmung der Covid-19-Pandemie deutlich geworden. Die Bundesregierung sollte sich zusammen mit 
Weltgesundheitsorganisation und Europäischer Union stärker für einen schnelleren und gerechten Zugang 
zu Impfungen und Medikamenten in den Entwicklungsländern einsetzen. 
Für mehr Informationen → Kapitel 3.2.2
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6 Die Bundesregierung sollte einer guten Grund- und Sekundarbildung in der Entwicklungszusammen-
arbeit eine hohe Priorität einräumen, um durch qualitativ hochwertige Bildung für Mädchen und Jungen 
gleichermaßen persönliche und berufliche Perspektiven zu verbessern. Die finanziellen Mittel im Bildungs-
bereich müssen dieser Priorisierung gerecht werden und dürfen im Zuge der „BMZ 2030“-Reform nicht 
abnehmen. Dies gilt auch, wenn in der Entwicklungspolitik richtigerweise ein Fokus auf berufliche Bildung 
und die Schaffung qualifizierter Arbeitsplätze gelegt wird. Digitale Bildungsmöglichkeiten sollten ausge-
baut und die Kompetenz im Umgang mit digitalen Medien (digital literacy) sollte gestärkt werden.
Für mehr Informationen zu Grund- und Sekundarbildung  → Kapitel 3.2.2
Für mehr Informationen zu beruflicher Bildung → Kapitel 3.2.5

7
Die Bundesregierung sollte neben einem forcierten Klimaschutz in Deutschland und Europa die Länder 
des Globalen Südens massiv beim klimafreundlichen Umbau ihrer Wirtschaft unterstützen, um den 
Klimawandel als Treiber von Flucht, Vertreibung und irregulärer Migration zu bremsen und die Länder 
in ihrer nachhaltigen Entwicklung und Modernisierung zu stärken. Dafür sollte sie einen Mechanismus 
entwickeln, um ausgehend von den Klimaschutzinvestitionen in Deutschland ergänzend einen signi-
fikanten Anteil für klimaschutzpolitische Maßnahmen in Entwicklungs- und Schwellenländern zur 
Verfügung zu stellen (climate matching). Die Maßnahmen sollten der Weiterentwicklung und Umsetzung 
der länder eigenen Klimaziele dienen und besonders den Ausbau der erneuerbaren Energien fördern.
Für mehr Informationen → Kapitel 3.3.1

8
Die Bundesregierung sollte die Möglichkeiten der Anpassung an den Klimawandel noch gezielter för-
dern, um zu vermeiden, dass seine Auswirkungen Menschen aus ihrer Heimat vertreiben. Dies bedeutet, 
vorausschauend Regionen zu unterstützen, in denen Anpassung nötig und noch möglich ist, sowie solche, 
die künftig zum Ziel klimabedingter Migration und Vertreibung werden dürften. Beispielsweise sind 
Küstenstädte häufig Ziel von Binnenmigration und zugleich sehr anfällig gegenüber den Auswirkungen 
des Klimawandels.
Für mehr Informationen → Kapitel 3.3.2

9
Die Bundesregierung sollte die Unterstützung für nachhaltige Stadtentwicklung in Entwicklungslän-
dern ausbauen, um die Lebensbedingungen in armen Stadtvierteln zu verbessern und Perspektiven für 
Flüchtlinge und Binnenvertriebene außerhalb von Flüchtlingslagern zu schaffen. Die Verbesserung der 
Lebensbedingungen besonders verletzlicher Menschen, gute Regierungsführung, aber auch Umwelt- und 
Klimaschutz können nur gelingen, wenn die rasante Urbanisierung gerade in wenig entwickelten Län-
dern entsprechend gestaltet wird. 
Für mehr Informationen → Kapitel 3.2.1

10
Die Bundesregierung sollte der Situation von Binnenvertriebenen und der hiervon betroffenen Länder 
größere politische Aufmerksamkeit mit dem Ziel widmen, für die Betroffenen Perspektiven zu schaffen. 
Dabei sollte sie insbesondere im Kontext lang andauernder Binnenvertreibung ihre Hilfe auf dauerhafte 
Lösungen ausrichten und hierfür auch entwicklungspolitische Instrumente einsetzen. Die Bundesregie-
rung sollte daher die Arbeit des im Jahr 2019 eingesetzten UN High-Level Panel zu Binnenvertreibung 
unterstützen und sich für einen adäquaten Folgeprozess einsetzen. 
Für mehr Informationen → Kapitel 3.4.2

11
Die Bundesregierung sollte besonders belastete Aufnahmeländer von Flüchtlingen insbesondere in 
Krisenregionen unterstützen, um für die Menschen und die aufnehmenden Gemeinden nachhaltige Per-
spektiven zu schaffen. Diese Unterstützung sollte für einen Zeitraum von fünf Jahren planbar, signifikant 
und nachprüfbar vereinbart werden sowie über die humanitäre Nothilfe hinausgehen. Diese Abkommen 
sollten in enger Abstimmung mit internationalen Partnern und im Rahmen der Umsetzung des Globalen 
Paktes für Flüchtlinge vereinbart werden und im Bedarfsfall verlängerbar sein. 
Für mehr Informationen → Kapitel 3.4.1
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12 Die Bundesregierung sollte eine Allianz für Resettlement auf den Weg bringen, um sicherzustellen, dass 
die Mitgliedstaaten dieser Allianz ein bestimmtes Kontingent an anerkannten Flüchtlingen dauerhaft 
aufnehmen. Mitglieder könnten neben Deutschland andere EU-Staaten, die USA, Kanada und Japan 
sein. Sie sollten pro Jahr jeweils mindestens die Anzahl an Flüchtlingen aufnehmen, die 0,05 Prozent der 
eigenen Bevölkerung entspricht, um damit die Resettlement-Zahlen aus ihrem historischen Tief zu heben. 
Für Deutschland bedeutet dies, sich auf ein Resettlement von rund 40.000 Menschen pro Jahr zu verpflich-
ten. Dabei sollten besonders gefährdete Menschen, insbesondere Frauen, Kinder und Opfer sexualisierter 
Gewalt, aus den größten humanitären Krisengebieten aufgenommen werden. Darüber hinaus sollte die 
Bundesregierung sichere Fluchtwege schaffen, um Menschen in akuten Krisensituationen rasch zu helfen, 
und hierzu die Erteilung humanitärer Visa ausweiten. Konkret sollte die Regierung im Rahmen eines Pi-
lotprojekts eine signifikante Zahl besonders gefährdeter Menschen beispielsweise aus Jemen auf sicherem 
Wege nach Deutschland einreisen lassen. Zudem sollte die Bundesregierung Möglichkeiten der Asylan-
tragstellung in Drittstaaten außerhalb der EU prüfen.
Für mehr Informationen → Kapitel 3.4.1 und 3.5.1

13
Die Bundesregierung muss sich im Verbund mit anderen EU-Mitgliedstaaten für die Einhaltung des 
Rechts an den EU-Außengrenzen einsetzen, um Verletzungen menschenrechtlicher Verpflichtungen 
entgegenzuwirken. Zwei Aufgaben sind besonders wichtig: Zurückweisungen (Push-backs) zu verhindern 
und für eine menschenwürdige Unterbringung in der EU zu sorgen. Der Schutz der Menschenrechte darf 
nicht nur von Entwicklungsländern und autoritären Staaten eingefordert werden; es ist auch eine wichtige 
Aufgabe für Deutschland und Europa, diesen selbst konsequent zu gewährleisten. 
Für mehr Informationen → Kapitel 3.5.2

14
Die Bundesregierung sollte mit relevanten Herkunftsländern substanzielle Migrationspartnerschaften 
abschließen, um mehr sichere Migrationswege zu schaffen und Migration gemeinsam zu gestalten. Solche 
Partnerschaften könnten konkrete Angebote für Arbeitsmigration und eventuell Visafreiheit mit realisti-
schen Vereinbarungen für die Rückkehr ausreisepflichtiger Personen verbinden. Freiwilliger Rückkehr sollte 
dabei immer Vorrang eingeräumt werden. Für die strategische Auswahl der Länder sollte die Diskussion im 
Rahmen von jährlichen Asyl- und Migrationsgipfeln erfolgen und mit den Partnern für die Aufnahme, also 
Zivilgesellschaft einschließlich Diasporaorganisationen, Privatwirtschaft, Ländern und Kommunen, abge-
stimmt werden. Dies sollte in den Verhandlungsprozess mit den EU-Partnern zur Umsetzung des neuen 
EU-Migrations- und Asylpakets einfließen. 
Für mehr Informationen → Kapitel 3.5.3 und 3.5.4

15
Die Bundesregierung sollte sich noch stärker um ressortabgestimmte deutsche Strategien zur Minderung 
der Ursachen von Flucht, Vertreibung und irregulärer Migration bemühen und ausreichend Personal 
zur Verfügung stellen, um diese Strategien besser in die europäischen und internationalen Diskussionen 
einzubringen. Die Bundesregierung sollte die finanziellen Aufwendungen verstärken und durch mehr 
Kohärenz der Finanzierung die eigene Strategiefähigkeit erhöhen. Die Finanzierung der Maßnahmen, die 
die Ursachen von Flucht, Vertreibung und irregulärer Migration reduzieren und Aufnahmeländer unter-
stützen, sollte auf einer stabilen mehrjährigen Planungsgrundlage aufsetzen, um damit Verlässlichkeit für 
Betroffene und Partner zu schaffen. Diese sollte auch flexible Antworten auf veränderte Herausforderun-
gen ermöglichen.
Für mehr Informationen → Kapitel 3.6
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